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 Vorwort 

Mit dem Wachsen der Europäischen Union kommt dem innergemeinschaftlichen 

Dienstleistungsverkehr eine immer größer werdende Rolle zu. Dies schlägt sich auch 

auf den Tourismus bzw. den nichtkommerziellen Reiseverkehr nieder. Jedoch ist die 

Urlaubslust natürlich nicht nur auf das Gemeinschaftsgebiet beschränkt. Erhebungen 

zeigen, dass sich Fernreisen bei der reiselustigen Kundschaft immer größerer 

Beliebtheit erfreuen.1 Das umsatzsteuerliche Drittlandsgebiet wird über die Grenzen 

Europas hinaus für den Reiseverkehr immer attraktiver. So kommt es, dass im Rahmen 

des häufig festgestellten Wertewandels zu einer stärker ausgeprägten 

Freizeitgesellschaft Freizeit und Urlaub immer größere Bedeutung erlangen und so der 

Wirtschaftsfaktor Tourismus zunehmend zur Kenntnis genommen wird. 

Reisende geben immer mehr Geld für ihre Erholung aus. Diese Entwicklung wird nicht 

zuletzt von den Reiseveranstaltern bemerkt, die sich über steigende Umsatzzahlen 

freuen. So hat der international agierende Reiseveranstalter TUI AG laut eines 

Unternehmensberichtes vom 10. August 2006 seinen Umsatz im 2. Quartal 2006 trotz 

der urlaubshemmenden Vogelgrippe und Fußballweltmeisterschaft im Vergleich zum 

Vorjahr um 15,4 % steigern können. 

Die jährliche Urlaubsreise ist für die überwiegende Zahl der Deutschen schon fast eine 

Selbstverständlichkeit. Zugenommen hat darüber hinaus auch die Zahl der Zweit- und 

Drittreisen pro Jahr.2 Die Tendenz geht dahin, dass sich die Anzahl der Urlaubsreisen 

pro Jahr deutlich erhöht. Kurzurlaub liegt voll im Trend. 

Dieser Entwicklung muss auch das Umsatzsteuerrecht Rechnung tragen. Mit der 

Sechste Richtlinie (77/388/EWG) zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften der 

Mitgliedstaaten über die Umsatzsteuer vom 17.05.1977 wurde der Versuch 

unternommen, die Umsatzbesteuerung zwischenstaatlich anzugleichen. Dabei wurde 

mit Art. 26 eine Sonderregelung für die Besteuerung von Reiseleistungen geschaffen. 

Die Umsetzung dieses Gemeinschaftsrechts auf nationale Ebene der Bundesrepublik 

Deutschland erfolgte mit § 25 UStG. Die Regelung wurde in die Sondervorschriften des 

Sechsten Abschnitts des Umsatzsteuergesetzes 1980 aufgenommen. Unter den 

                                                 
1 vgl. Tourismus in Zahlen 2005, Tz. 5.5 
2 Der Anteil der von Deutschen durchgeführten privaten Reisen mit 1 bis 3 Übernachtungen stieg 2005 im 
Vergleich zum Vorjahr um 7 %, vgl. Tourismus in Zahlen 2005, Tz. 1.4. 
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Anwendungsbereich des § 25 UStG fallen alle Unternehmer, die Reiseleistungen im 

eigenen Namen an Endverbraucher erbringen, soweit sie dabei Reisevorleistungen in 

Anspruch nehmen, die den Reisenden unmittelbar zugute kommen (§ 25 Abs. 1 Satz 1 

UStG). Unter diesen Voraussetzungen kommt eine Margenbesteuerung zum Ansatz. 

Das bedeutet, dass sich die Bemessungsgrundlage für die Besteuerung der Reiseleistung 

des Reiseveranstalters an den Reisenden aus dem Unterschiedsbetrag, der Marge, 

zwischen dem Reiseerlös und dem Betrag, für die von anderen Reiseunternehmern in 

Anspruch genommenen Vorleistungen, ergibt (§ 25 Abs. 3 UStG). In diesem 

Zusammenhang ist ein Vorsteuerabzug auf die Vorleistungen ausgeschlossen. Eine 

zweite Besonderheit ist die Bestimmung des Umsatzorts. Dieser befindet sich für die 

gesamte Reise dort, wo der Reiseunternehmer sein Unternehmen betreibt. Somit 

scheidet eine Registrierung für umsatzsteuerliche Zwecke in den Ländern, wo die 

Reiseleistung tatsächlich bewirkt wird, aus. 

Für Reiseleistungen, die die Voraussetzungen des § 25 UStG nicht erfüllen, soll der 

allgemeine Teil des Umsatzsteuergesetzes Anwendungen finden. 

Wirtschaftlich gesehen, ist der Reiseveranstalter derjenige, der Reiseleistungen, sprich 

Reisen, produziert. Diese gebündelten Leistungen können aus mehreren 

Einzelreiseleistungen bestehen, wie sich zum Beispiel eine Pauschalreise aus mehreren 

einzelnen Reiseleistungen, also Transfer und Unterbringung sowie Verpflegung und 

Betreuung der Reisenden, zusammensetzt. Der Veranstalter gibt Reisevorleistungen von 

anderen Reiseunternehmern (sog. Leistungsträgern) in Auftrag. Er kauft hierzu von 

diesen Unternehmern die einzelnen Bestandteile der Reise ein, zum Beispiel 

Sitzplatzkontingente in einem Überlandsflug bei einer Fluggesellschaft oder Hotelplätze 

in einem Hotel am jeweiligen Urlaubsort. Der Leistungsträger im In- und Ausland 

erbringt also die originären touristischen Dienstleistungen an den Reisenden und tritt 

dabei meist als Erfüllungsgehilfe des Veranstalters auf.3 Die Produkte des 

Reiseveranstalters werden als vorgefertigtes Reisepaket dem Reisenden katalogmäßig 

angeboten. Dabei ist der Reisende Vertragspartner des Veranstalters. 

Für den Fall, dass die Kunden der Reiseveranstalter als Privatperson auftreten, ist die 

Regelung des § 25 UStG grundsätzlich einschlägig. Hieran wird deutlich, dass die 

                                                 
3 vgl. Huschens in Peter/Burhoff/Stöcker zu § 25 UStG, Rdnr. 25 
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Vorschrift besondere Beachtung bei Anbietern von Pauschalreisen finden muss.4 

Dagegen soll § 25 UStG nicht zur Anwendung kommen, wenn die Leistungsträger, also 

die ersten Reiseunternehmer in der Leistungskette, ihre Leistungen an Reiseveranstalter 

bzw. andere Unternehmer weitergeben. 

Beim Verkauf der Reise bedient sich der Reiseveranstalter meist Vermittlern. 

Üblicherweise sind dies Reisebüros, die das Gesamtpaket bzw. die Pauschalreise den 

Reisenden anbieten und im Namen des Veranstalters veräußern. 

Ziel dieser Arbeit ist es, solche Leistungsketten, auch Reihengeschäfte genannt, auf der 

Ebene der einzelnen Reiseunternehmer umsatzsteuerlich zu würdigen. Dabei soll auf die 

Leistungsträger, auf die Reiseunternehmer, die Vorleistungen durch Leistungsträger in 

Anspruch nehmen, sprich Reiseveranstalter, und auf Reisebüros bzw. -vermittler 

eingegangen werden. Da sich Reisen nicht nur auf das Inland beschränken können, wird 

im Folgenden auch die Behandlung von Reiseleistungen im Gemeinschaftsgebiet sowie 

im Drittland beleuchtet. 

In dieser Arbeit wird in der Einführung ein Überblick über die Entwicklung der 

Vorschriften der Besteuerung von Reiseleistungen sowie über deren Sinn und Zweck 

gegeben. Hierbei soll der Bezug zum Gemeinschaftsrecht hergestellt werden. Die 

zivilrechtliche Bearbeitung der Problematik sowie eine Erläuterung der Rechtsbegriffe 

hängen sich daran an. Im Anschluss folgt die umsatzsteuerliche Untersuchung der 

verschiedenen Fallvarianten zur Besteuerung von Reiseleistungen in einem 

Reihengeschäft. Die Behandlung des § 25 UStG spielt dabei eine tragende Rolle, da sie 

eine Sonderregelung des Umsatzsteuergesetzes darstellt. Im Einzelnen werden auf die 

Voraussetzungen, unter denen § 25 UStG anwendbar ist, sowie auf deren Rechtsfolgen 

eingegangen. Außerdem werden die umsatzsteuerlichen Folgen für den Fall, dass § 25 

UStG nicht zum Ansatz kommt, aufgezeigt. Dabei gilt den Besonderheiten der 

verschiedenen Reiseleistungen, zum Beispiel der Beherbergung und der Beförderung 

von Reisenden, ein spezielles Augenmerk. Zuletzt untersucht diese Arbeit die Tätigkeit 

von Reisebüros im Lichte der Vermittlung von Reiseleistungen an Reisende sowie die 

Möglichkeit der Steuerbefreiung nach dem UStG. 

                                                 
4 31,4 % aller von Deutschen durchgeführten Reisen in 2005 waren Pauschalreisen. Bei 81,3 % dieser 
Pauschalreisen lag das Reiseziel im Ausland, vgl. Tourismus in Zahlen 2005, Tz. 1.2.3. 
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1 Einführung 

1.1 Entstehung der Vorschriften über die Besteuerung von 
Reisen 

Mit § 25 ist eine Sonderregelung für die Besteuerung von Reiseleistungen in 

das UStG 1980 aufgenommen worden. Inhaltlich wurde diese Vorschrift 

damit völlig neu gefasst. Die Besteuerung von Reiseleistungen richtete sich 

bis dahin unter Maßgabe des UStG 1967/1973 nach den allgemeinen 

Grundsätzen des Umsatzsteuergesetzes. § 25 des UStG 1967/1973 enthielt 

die Besteuerung der Beförderung von Personen im Gelegenheitsverkehr mit 

Kraftomnibussen, die nicht im Inland zugelassen waren, dazu die Führung 

eines Steuerheftes durch Reisegewerbetreibende und die 

Ermächtigungsvorschrift zum Abzugsverfahren, das sich jetzt in § 18 Abs. 8 

UStG befindet. Die Regelung des § 25 UStG 1967/1973 sollte keine 

Anwendung finden, soweit für die Beförderung die Einzelbesteuerung5 galt. 

Hierbei mussten betreffende Unternehmer bei der zuständigen Zollstelle 

eine Anzeige über die Beförderung einreichen. Ziel war es, die Besteuerung 

von ausländischen Beförderungsunternehmern sicherzustellen. Mit der 

Einführung des UStG 1980 wurde jedoch diese Anzeige entbehrlich, da 

fortan jeder einzelne steuerpflichtige Umsatz im Rahmen der 

Einzelbesteuerung des § 16 Abs. 5 UStG durch die zuständige Zollstelle 

berechnet wird und eine Besteuerung dieser Beförderungsleistungen durch 

das Finanzamt entfällt. 

Im Abschnitt „Besondere Besteuerungsformen“ des UStG 1980 wurde mit 

Wirkung zum 01.01.1980 § 25 neu gefasst. Diese Neufassung beruht auf 

Artikel 26 der 6. EG-Richtlinie zur Harmonisierung der Umsatzsteuern vom 

17.05.19776 und war die Umsetzung von Gemeinschaftsrecht auf nationale 

Ebene der Bundesrepublik Deutschland. 

Nach Art. 26 der 6. EG-Richtlinie wenden die Mitgliedstaaten die 

Mehrwertsteuer auf die Umsätze der Reisebüros nach den Vorschriften des 

Artikels an, soweit die Reisebüros gegenüber privat Reisenden im eigenen 

Namen auftreten und für die Durchführung der Reise Lieferungen und 
                                                 
5 i. S. d. § 16 Abs. 5 UStG 1973 
6 ABl. EG Nr. L 145 1977, S. 1 
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Dienstleistungen anderer Steuerpflichtiger in Anspruch nehmen (Art. 26 

Abs. 1 Satz 1 der 6. EG-Richtlinie). Hierbei sind Reiseveranstalter den 

Reisebüros gleichgestellt.7 Dagegen sind Vermittlungstätigkeiten wie auch 

Leistungen, für die keine Vorleistungen anderer Steuerpflichtiger in 

Anspruch genommen werden, von Art. 26 ausgenommen.8 Gemäß Art. 26 

Abs. 2 Satz 3 der 6. EG-Richtlinie müssen die Leistungen der 

Vorunternehmer den Reisenden unmittelbar zugute kommen. Für sämtliche 

gegenüber einem einzelnen Reisenden bewirkten Lieferungen und 

Leistungen wird steuerlich eine einheitliche Leistung fingiert. Die 

Einheitlichkeit entfällt auch dann nicht, wenn die Vorleistungen von 

verschiedenen Leistungsträgern ausgeführt werden.9 Art. 26 Abs. 2 Satz 2 

der 6. EG-Richtlinie legt den Ort dieses Leistungsbündels in den 

Mitgliedstaat, in dem das Reisebüro den Sitz seiner wirtschaftlichen 

Tätigkeit oder einer festen Niederlassung hat bzw. in dem es die Leistung 

erbracht hat. Es wird bestimmt, dass die Marge die Bemessungsgrundlage 

der Besteuerung darstellt. Diese wird definiert als Differenz zwischen dem 

vom Reisenden zu zahlenden Gesamtpreis ohne Mehrwertsteuer und den 

tatsächlichen Kosten aus den Vorleistungen.10 Ein Vorsteuerabzug für die 

Inanspruchnahme der Vorleistungen ist ausgeschlossen. Gemäß Art. 26 Abs. 

3 der 6. EG-Richtlinie kommt für Reiseleistungen, die außerhalb des 

Gemeinschaftsgebietes erbracht werden, eine Steuerbefreiung in Betracht. 

Anlass für die Schaffung des Art. 26 war, dass Reiseunternehmen wegen 

vorher geltender, nicht aufeinander abgestimmter, nationaler Regelungen 

häufig überhaupt nicht oder mehrfach zur Besteuerung herangezogen 

wurden, da sich deren Betätigung meist auf mehrere Länder erstreckt. 

Aufgrund der im Vergleich zu den allgemeinen Regelungen des UStG 

systemwidrigen Margenbesteuerung mangels Umsatzbesteuerung mit 

Vorsteuerabzug befürchtete man auf Seiten der Bundesregierung und des 

Bundestages mögliche Wettbewerbsverzerrungen für betroffene 

Reiseunternehmen. Die Vorgaben des Art. 26 der 6. EG-Richtlinie wurden 

                                                 
7 vgl. Art. 26 Abs. 1 Satz 3 der 6. EG-Richtlinie 
8 vgl. Art. 26 Abs. 1 Satz 2 der 6. EG-Richtlinie 
9 vgl. Wenzel in Rau/Dürrwächter zu § 25, Anm. 6 
10 vgl. Art. 26 Abs. 2 Satz 3 der 6. EG-Richtlinie 
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deswegen inhaltlich nicht kongruent in nationales Recht übernommen, 

obwohl für die Bundesrepublik Deutschland dazu die Verpflichtung 

bestand. So wurden die Regelungen des Art. 26 Abs. 3 der 6. EG-Richtlinie 

mit § 25 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 und 3 UStG 1980 dahingehend erweitert, dass 

Reiseleistungen umsatzsteuerfrei sind, wenn grenzüberschreitende 

Beförderungen mit Luftfahrzeugen oder Seeschiffen ausschließlich im 

Ausland erfolgten. Des Weiteren wurden den Reiseunternehmern in § 25 

Abs. 3 Satz 3 UStG noch Erleichterungen bei der Ermittlung der Marge 

eingeräumt, da ihnen im Zeitpunkt der Steuerentstehung die genaue Höhe 

der Reisevorleistungen regelmäßig noch nicht bekannt ist. Schließlich 

wurde die Richtlinie bezüglich der Erbringer der Reisevorleistungen nicht 

konform umgesetzt. Während gemäß der 6. EG-Richtlinie 

Reisevorleistungen von „anderen Steuerpflichtigen“ erbracht werden 

müssen, genügt es gemäß § 25 Abs. 1 Satz 5 UStG, wenn Vorleistungen 

durch „Dritte“, also auch durch Nicht-Unternehmer, ausgeführt werden. 

Durch den EuGH wurde mit Urteil vom 27.10.199211 ein Richtlinienverstoß 

Deutschlands bei der nicht konformen Umsetzung bezüglich der 

Steuerbefreiung für die grenzüberschreitende Beförderung mit 

Luftfahrzeugen und Seeschiffen im Ausland festgestellt. Daraufhin wurde 

der § 25 Abs. 2 UStG durch Art. 18 des Standortsicherungsgesetzes vom 

13.09.199312 dahingehend neu gefasst, dass Reiseleistungen mit Wirkung 

vom 01.11.1993 allgemein nur noch insoweit steuerfrei gestellt sind, als die 

ihnen zuzurechnenden Reisevorleistungen im Drittlandsgebiet bewirkt 

werden. Später wurde mit der Ergänzung in § 25 Abs. 4 Satz 1 UStG 

klargestellt, dass das Verbot des Vorsteuerabzugs aus Reisevorleistungen 

auch für gemäß § 13b UStG geschuldete Steuerbeträge gilt. Diese Änderung 

ist Inhalt des Art. 5 Nr. 18 des EU-Richtlinien-Umsetzungsgesetzes vom 

09.12.200413 und gilt mit Wirkung vom 16.12.2004. 

Mit § 25 UStG wurde die Richtlinie, abgesehen von der gerügten und dann 

geänderten Bestimmung des § 25 Abs. 2 UStG und den 
                                                 
11 Rs. C-74/91 
12 Gesetz zur Verbesserung der steuerlichen Bedingungen zur Sicherung des 
Wirtschaftsstandorts Deutschland im Europäischen Binnenmarkt (Standortsicherungsgesetz 
– StandOG) vom 13.09.1993, BGBl. I 1993, S. 1569, BStBl. I 1993, S. 774 
13 EURLUmsG, BGBl. I 2004, S. 3310 
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Erleichterungsmöglichkeiten bezüglich der Margenermittlung sowie dem 

Erbringer der Reisevorleistungen, inhaltlich zutreffend in das nationale 

Recht umgesetzt. Dies gilt allerdings nicht uneingeschränkt für die 

Terminologie. Jedoch hat der EuGH mit seinem Urteil vom 22.10.199814 

klargestellt, dass es sich bei den Begriffen „Reisebüro“ und 

„Reiseveranstalter“ auch um Unternehmer handeln kann, deren 

Hauptumsatztätigkeit nicht die Bewirkung von Reiseleistungen ist. 

Wegen zahlreicher Übergangsbestimmungen haben einige Mitgliedsstaaten 

Art. 26 der 6. EG-Richtlinie nicht in nationales Recht übernommen. In 

Dänemark, Irland und den Niederlanden fand eine Umsetzung bislang gar 

nicht statt, so dass diese Länder ihre Steuerbefreiung von Reiseleistungen 

bislang fortführen konnten. In Luxemburg wird die Regelung trotz 

Normierung nicht angewandt. Eine vollständige Harmonisierung der 

Besteuerung von Reiseleistungen wurde somit bisher nicht erreicht. Um 

damit existierenden Wettbewerbsnachteilen für Unternehmen aus anderen 

Mitgliedstaaten zu entgegnen, hat die EU-Kommission dem Rat der 

Europäischen Union Vorschläge unterbreitet, die Margenbesteuerung auf 

Reiseleistungen zwischen Unternehmern auszudehnen und die bestehenden 

Übergangsregelungen zu streichen. Außerdem soll für 

Drittlandsunternehmer die Möglichkeit bestehen, sich für alle 

Reiseleistungen innerhalb der EU in einem einzigen EU-Mitgliedstaat 

erfassen zu lassen. Damit soll verhindert werden, dass Reiseveranstalter aus 

dem Drittland Leistungen an Abnehmer in der EU ohne Umsatzsteuer 

billiger anbieten können als Veranstalter aus dem Gemeinschaftsgebiet. 

Darüber hinaus wurde für Unternehmer ein Optionsrecht zur Anwendung 

einer Gesamtmarge auf alle Reisen sowie ein Wahlrecht zum Übergang auf 

die allgemeinen Besteuerungsregelungen vorgeschlagen. Es bleibt 

abzuwarten, welche Herausforderungen dahingehend auf das deutsche 

Umsatzsteuerrecht zukommen. 

 

                                                 
14 Rs. C-308/96 und C-94/97 
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1.2 Sinn und Zweck der Vorschriften über die Besteuerung 
von Reisen 

Der Sinn und Zweck der Sondervorschrift des § 25 UStG lässt sich leicht 

ergründen, wenn man die Folgen bedenkt, die sich ohne diese Regelung 

ergeben würden. Unter Missachtung des § 25 UStG müssten alle 

Reiseveranstalter die Besteuerung nach den allgemeinen Vorschriften des 

UStG vornehmen. Das würde bedeuten, dass die Versteuerung der Umsätze 

in dem Land erfolgt, in dem der Umsatz bewirkt wird. Die einzelnen 

Umsätze für die Verpflegung, Unterkunft und Beförderung der Reisenden 

müssten regelmäßig im Reiseland sichergestellt werden.15 Grundlage für die 

Besteuerung wäre dann das gesamte Entgelt, das der Leistungsempfänger 

aufwendet. Dem gegenüber wäre der Vorsteuerabzug des 

Reiseunternehmers aus den Reisevorleistungen möglich. Allerdings könnten 

in diesem Zusammenhang anfallende Vorsteuern nur in dem Land geltend 

gemacht werden, in dem die Vorleistung ausgeführt wurde. Der 

Reiseveranstalter würde für die Erfassung seiner Umsätze und die 

Geltendmachung der Vorsteuerbeträge um eine Registrierung zum Zwecke 

der Umsatzsteuer in jedem einzelnen Land, in dem ein Umsatz bewirkt 

wird, nicht umhin kommen. Dazu müsste er sämtliche steuerlichen Pflichten 

des jeweiligen Staates erfüllen. Wenn man bedenkt, dass international 

agierende Reiseveranstalter in 100 bis 150 Ländern Reiseleistungen 

ausführen, würde dies zu großen praktischen Schwierigkeiten führen. 

§ 25 UStG stellt demnach eine Vereinfachung für Reiseveranstalter dar.16 Es 

wird eine einheitliche Leistung fingiert und damit eine Ortsbestimmung der 

Reiseleistung als Ganzes ermöglicht. Somit erfolgt eine steuerliche 

Registrierung des Unternehmers im Rahmen des § 25 UStG lediglich an 

einem Ort. Dies ist der Ort, wo der Reiseveranstalter sein Unternehmen 

betreibt (§ 25 Abs. 1 Satz 4 i. V. m. § 3a Abs. 1 UStG). Darüber hinaus 

hatte der Richtliniengeber noch ein weiteres Motiv: Da Art. 26 der 6. EG-

Richtlinie bzw. § 25 UStG nur für solche Reiseleistungen einschlägig ist, 

                                                 
15 gemäß Art. 8 Abs. 1 Buchstabe b der 6. EG-Richtlinie für Verpflegung, Art. 9 Abs. 2 
Buchstabe a der 6. EG-Richtlinie für Unterkunft, Art. 9 Abs. 2 Buchstabe b der 6. EG-
Richtlinie für Beförderung 
16 vgl. Huschens in Haufe, Einführung in das europäische Gemeinschaftsrecht, HI 1516602, 
Rz. 190 


